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Drucksache V/1128 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 31109 — 6017/66 — Bonn, den 15, November 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
23. August 1965 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Zentralafrikanischen 
Republik über die Förderung und den gegen- 
seitigen Schutz von Kapitalanlagen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. Der Wortlaut des Vertrages 
und des Protokolls in deutscher und französischer Sprache, der 
zugehörige Briefwechsel sowie eine Denkschrift zum Vertrag 
sind beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern des Auswär- 
tigen und für Wirtschaft gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 301. Sitzung am 11. November 1966 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Druck; Bundesdrudcerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 23. August 1965 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Zentralafrikanischen Republik 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bangui am 23. August 1965 Unterzeichne- 
ten Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Zentralafrikanischen Republik über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapi- 
talanlagen, dem Protokoll und dem Briefwechsel 
vom gleichen Tage wird zugestimmt. Der Vertrag, 
das Protokoll und der Briefwechsel werden nach- 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft, 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 14 Abs. 2 sowie das Protokoll und der Brief- 
wechsel in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bundes- 
gesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die Zustim- 
mung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 
des Grundgesetzes erforderlich, da das im Vertrag 
vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch auf 
Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern 
oder den Gemeinden ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikdi 2 

Der Vertrag soll — mit Ausnahme der Bestimmun- 
gen der Protokollnummer 7, die sich auf die Luft- 
fahrt beziehen — auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Ver- 
trag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

S chlufibemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Zentralafrikanischen Republik 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


Tratte 

entre la Republique föderale d'Allemagne et la Republique Centrafricaine 
relatif a l'encouragement et ä la protection mutuelle 
des investissements de capitaux 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE ZENTRALAFRIKANISCHE REPUBLIK 

IN DEM WUNSCH, die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen beiden Staaten zu vertiefen, 

IN DEM BESTREBEN, günstige Bedingungen für Kapi- 
talanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des 
einen Staates im Hoheitsgebiet des anderen Staates zu 
schaffen und 

IN DER ERKENNTNIS, daß eine Förderung und ein 
vertraglicher Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, 
die private wirtschaftliche Initiative zu beleben und den 
Wohlstand beider Völker zu mehren, 

HABEN FOLGENDES VEREINBART; 

Artikel 1 

Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet Kapi- 
talanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der 
anderen Vertragspartei nach Möglichkeit fördern und 
diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung mit ihren 
Rechtsvorschriften zulassen. Sie wird Kapitalanlagen in 
jedem Fall gerecht und billig behandeln. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet 
Kapitalanlagen, die im Eigentum oder unter dem Einfluß 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen 
Vertragspartei stehen, nicht weniger günstig behandeln 
als Kapitalanlagen der eigenen Staatsangehörigen und 
Gesellschaften oder Kapitalanlagen von Staatsangehöri- 
gen und Gesellschaften dritter Staaten. 

(2) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet 
Staatsangehörige oder Gesellschaften der anderen Ver- 
tragspartei hinsichtlich ihrer Betätigung im Zusammen- 
hang mit Kapitalanlagen nicht weniger günstig behandeln 
als ihre eigenen Staatsangehörigen und Gesellschaften 
oder Staatsangehörige und Gesellschaften dritter Staaten. 

Artikel 3 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesell- 
schaften einer Vertragspartei genießen im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei vollen Schutz und Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesell- 
schaften einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei nur zum allgemeinen Wohl 
und gegen Entschädigung enteignet werden. Die Ent- 
schädigung muß dem Wert der enteigneten Kapitalanlage 
2 ntsprechen, tatsächlich verwertbar und frei transferierbar 


LA REPUBLIQUE FEDERALE D'ALLEMAGNE • 
et 

LA REPUBLIQUE CENTRAFRICAINE — 

DESIREUSES d’approfondir la Cooperation economique 
entre les deux Etats, 

SOUCIEUSES de creer des conditions favorables ä l'in- 
vestissement de capitaux par des ressortissants ou des 
societes de Tun des deux Etats sur le territoire de l’autre 
Etat et 

RECONNAISSANT qu'un encouragement et une pro- 
tection contractuelle de ces investissements sont suscep- 
tibles de stimuler l'initiative economique privee et d'aug- 
menter la prosperite des deux nations — 

SONT CONVENUES DE CE QUI SUIT: 

Article 1er 

Chaque Partie Contractante encouragera dans la me- 
sure du possible l’investissement de capitaux sur son 
territoire par des ressortissants ou des societes de l'autre 
Partie Contractante et admettra ces investissements en 
conformite de sa legislation. Elle traitera les investisse- 
ments, dans chaque cas, de faqon juste et equitable. 

Article 2 

(1) Aucune Partie Contractante ne soumettra, sur son 
territoire, les investissements dont des ressortissants ou 
societes de l'autre Partie Contractante sont proprietaires 
ou qui sont soumis ä leur influence, ä un traitement moins 
favorable que celui accorde aux investissements de ses 
propres ressortissants et societes ou aux investissements 
des ressortissants et societes d'Etats tiers. 

(2) Aucune Partie Contractante ne soumettra, sur son 
territoire, les ressortissants ou societes de l’autre Partie 
Contractante, en ce qui concerne Tactivite qu'ils exer- 
cent en connexion avec des investissements, ä un traite- 
ment moins favorable que celui accorde ä ses propres 
ressortissants et societes ou ä des ressortissants et socie- 
tes d’Etats tiers. 

Article 3 

(1) Les investissements de ressortissants ou de socie- 
tes d'une Partie Contractante jouiront sur le territoire de 
l'autre Partie Contractante d'une protection et d'une 
securite integrales. 

(2) Les ressortissants ou societes d'une Partie Con- 
tractante ne pourront etre expropries de leurs investisse- 
ments sur le territoire de l'autre Partie Contractante que 
pour des raisons d’utilite publique et contre indemnisa- 
tion. L'indemnite devra correspondre ä la valeur de 
l’investissement exproprie, etre effectivement realisable. 


3 




Drucksache V/1128 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


sein sowie unverzüglich geleistet werden. Spätestens im 
Zeitpunkt der Enteignung muß in geeigneter Weise für 
die Festsetzung und Leistung der Entschädigung Vorsorge 
getroffen sein. Die Rechtmäßigkeit der Enteignung und 
die Höhe der Entschädigung müssen in einem ordentlichen 
Rechtsverfahren nachgeprüft werden können. 

(3) Staatsangehörige oder Gesellschaften einer Ver- 
tragspartei, die durch Krieg oder sonstige bewaffnete 
Auseinandersetzungen, Revolution, Staatsnotstand oder 
Aufruhr im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
Verluste an Kapitalanlagen erleiden, werden von dieser 
Vertragspartei hinsichtlich der Rückerstattungen, Abfin- 
dungen, Entschädigungen oder sonstigen Gegenleistungen 
nicht weniger günstig behandelt als ihre eigenen Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften. Solche Zahlungen sind 
frei transferierbar. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten An- 
gelegenheiten genießen die Staatsangehörigen oder Ge- 
sellschaften einer Vertragspartei im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Meistbegünstigung. 

Artikel 4 

Jede Vertragspartei gewährleistet in bezug auf Kapital- 
anlagen den Staatsangehörigen oder Gesellschaften .der 
anderen Vertragspartei den freien Transfer des Kapitals, 
der Erträge und, im Falle der Liquidation, des Liqui- 
dationserlöses. 

Artikels 

Leistet eine Vertragspartei ihren Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften Zahlungen auf Grund einer Gewähr- 
leistung für eine Kapitalanlage im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei, so erkennt diese andere Ver- 
tragspartei, unbeschadet der Rechte der erstgenannten 
Vertragspartei aus Artikel 11, die Übertragung aller 
Rechte oder Ansprüche dieser Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften kraft Gesetzes oder auf Grund Rechts- 
geschäfts auf die erstgenannte Vertragspartei sowie deren 
Eintritt in alle diese Rechte oder Ansprüche (übertragene 
Ansprüche) an, welche die erstgenannte Vertragspartei in 
demselben Umfange wie ihr Rechtsvorgänger auszuüben 
berechtigt ist. Für den Transfer der an die betreffende 
Vertragspartei auf Grund der übertragenen Ansprüche zu 
leistenden Zahlungen gelten Artikel 3 Absätze 2 und 3 
und Artikel 4 sinngemäß. 


Artikel 6 

(1) Soweit die Beteiligten nicht eine abweichende, von 
den zuständigen Stellen der Vertragspartei, in deren 
Hoheitsgebiet sich die Kapitalanlage befindet, zugelassene 
Regelung getroffen haben, erfolgen Transferierungen nach 
Artikel 3 Absatz 2 oder 3, nach Artikel 4 oder Artikel 5 
unverzüglich und zu dem für laufende Geschäfte am Tage 
des Transfers gültigen Kurs. 

(2) Der für laufende Geschäfte gültige Kurs beruht auf 
dem mit dem Internationalen Währungsfonds vereinbar- 
ten Paritätswert (par value) und muß innerhalb der nach 
Artikel IV Abschnitt 3 des Abkommens über den Inter- 
nationalen Währungsfonds zugelassenen Schwankungs- 
breite beiderseits der Parität (parity) liegen. 

(3) Besteht in bezug auf eine Vertragspartei im Zeit- 
punkt der Transferierung kein Umrechnungskurs im Sinne 
von Absatz 2, so wird der amtliche Kurs angewandt, den 
diese Vertragspartei für ihre Währung im Verhältnis zum 
US-Dollar oder zu einer anderen frei konvertierbaren 
Währung oder zum Gold festgelegt hat. Ist auch ein sol- 
cher Kurs nicht festgelegt, so lassen die zuständigen Stel- 


librement transferable et etre versee sans delai. Au 
moment de l'expropriation, au plus tard, il sera pourvu 
de fagon adäquate ä la fixation et au versement de l'in- 
demnite. La legalite' de l'expropriation et le montant de 
l indemnite devront pouvoir etre verifies par une proce- 
dure judiciaire ordinaire. 

(3) Les ressortissants ou societes d'une Partie Con- 
tractante, dont les investissements auraient subi des 
pertes par l'effet d'une guerre ou d'un autre conflit arme, 
d'une revolution, d'un etat d'urgence national ou d'une 
erneute sur le territoire de 1' autre Partie Contractante, 
beneficieront de la part de cette derniere, en ce qui 
concerne les restitutions, indemnites, compensations ou 
autres dedommagements, d'un traitement qui ne sera pas 
moins favorable que celui accorde ä ses propres ressor- 
tissants ou societes. De tels versements seront librement 
transferables. 

(4) En ce qui concerne les matieres reglees par le 
present article, les ressortissants ou societes d'une Partie 
Contractante jouiront sur le territoire de l'autre Partie 
Contractante du traitement de la nation la plus favorisee. 

Article 4 

Chaque Partie Contractante garantit aux ressortissants 
ou societes de l'autre Partie Contractante le libre trans- 
fert du Capital investi et du produit de ce capital et, en 
cas de liquidation, du produit de la liquidation. 

Article 5 

Si une Partie Contractante, en vertu d'une garantie 
donnee pour un investissement sur le territoire de l'autre 
Partie Contractante, effectue des versements ä ses pro- 
pres ressortissants ou societes, l'autre Partie Contrac- 
tante, sans prejudice des droits de la premiere Partie 
Contractante decoulant de l'article 11, reconnaitra la 
transmission par l'effet de la loi ou d'un contrat, de tous 
les droits et revendications de ces ressortissants ou 
societes ä la premiere Partie Contractante ainsi que la 
Subrogation en sa faveur de tous ces droits et revendi- 
cations (droits transmis) que la premiere Partie Contrac- 
tante sera autorisee ä exercer dans la meme mesure que 
son predecesseur. En ce qui concerne le transfert des 
versements ä effectuer ä la Partie Contractante en ques- 
tion en vertu de la transmission des droits, les disposi- 
tions des paragraphes 2 et 3 de l'article 3 ainsi que de 
l'article 4 sont applicables mutatis mutandis. 

Article 6 

(1) Pour autant que les Interesses n'auront pas conclu 
d'arrangement contraire approuve par les autorites com- 
petentes de la Partie Contractante sur le territoire de 
laquelle se trouve l'investissement, les transferts au 
titre des paragraphes 2 ou 3 de l'article 3 ainsi que de 
l'article 4 ou de l'article 5 seront effectues sans delai et 
au cours de change valable ä la date du transfert pour 
les operations courantes. 

(2) Le cours applicable aux operations courantes est 
base sur le pair (par value) convenu avec le Fonds 
Monetaire International et ne doit pas depasser la marge 
d'oscillation, admise aux termes de l'article IV section 3 
de l'Accord relatif au Fonds Monetaire International, de 
part et d’autre de la parite (parity). 

(3) Si, pour l'une des Parties Contractantes, il n'existe 
pas, ä la date du transfert, de cours de change au sens 
du paragraphe 2, sera applicable le cours officiel fixe par 
cette Partie Contractante pour sa monnaie nationale par 
rapport au dollar U.S., ä une autre monnaie librement 
convertible ou ä l'or. Si un tel cours n'est pas fixe non 
plus, les autorites competentes de la Partie Contractante 
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len der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet das Kapi- 
tal angelegt ist, einen Umrechnungskurs zu, der gerecht 
und billig ist. 

Artikel 7 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Ver- 
tragspartei oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, 
die neben diesem Vertrag zwischen den Vertragsparteien 
bestehen oder in Zukunft begründet werden, eine all- 
gemeine oder besondere Regelung, durch die den Kapital- 
anlagen der Staatsangehörigen oder Gesellschaften der 
anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung als 
nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht diese Rege- 
lung dem vorliegenden Vertrag insoweit, als sie günsti- 
ger ist, vor. 

(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung 
einhalten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertrags- 
partei in ihrem Hoheitsgebiet übernommen hat. 

Artikel 8 

(1) Der Ausdruck „Kapitalanlagen" umfaßt alle Ver- 
mögenswerte, insbesondere, aber nicht ausschließlich: 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte, wie Hypotheken, 
Pfandrechte oder dergleichen; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen; 

c) Ansprüche auf Geld oder Leistungen, die einen wirt- 
schaftlichen Wert haben; 

d) Urheberrechte, Rechte des gewerblichen Eigentums, 
technische Verfahren, Handelsnamen und good will; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen, einschließlich Auf- 
suchungs- und Gewinnungskonzessionen. 

Eine Veränderung in der Form, in der Vermögenswerte 
angelegt werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage 
unberührt. 

(2) Der Ausdruck „Erträge" bezeichnet diejenigen Be- 
träge, die auf eine Kapitalanlage für einen bestimmten 
Zeitraum als Gewinnanteile oder Zinsen entfallen. 

(3) Der Ausdruck „Staatsangehörige" bezeichnet 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland; 

b) in bezug auf die Zentralafrikanische Republik: 
Zentralafrikaner nach den Rechtsvorschriften über die 
zentralafrikanische Staatsangehörigkeit. 

(4) Der Ausdruck „Gesellschaften" bezeichnet 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Jede juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland hat und nach 
den Gesetzen zu Recht besteht, gleichviel ob die Haf- 
tung ihrer Gesellschafter, Teilhaber oder Mitglieder 
beschränkt oder unbeschränkt und ob ihre Tätigkeit 
auf Gewinn gerichtet ist oder nicht; 

b) in bezug auf die Zentralafrikanische Republik: 

Jede juristische Person, welcher Art sie auch sei, die 
nach dem zentralafrikanischen Recht gültig gegründet 
worden ist und die entweder von zentralafrikanischen 
Staatsangehörigen oder von zentralafrikanischem 
Kapital kontrolliert wird. 


sur le territoire de laquelle se trouve l'investissement 
admettront un cours de change juste et equitable. 

Article 7 

(1) S'il resulte de la legislation de l'une des Parties 
Contractantes ou d'obligations internationales, existant 
actuellement- ou qui seront fondees ä l'avenir entre les 
Parties Contractantes en dehors du present Traite, une 
reglementation generale ou particuliere qui accorde aux 
investissements des ressortissants ou des societes de 
l'autre Partie Contractante un traitement plus favorable 
que celui prevu dans le present Traite, cette reglementa- 
tion primera le present Traite dans la mesure oü eile est 
plus favorable. 

(2) Chaque Partie Contractante respectera toute autre 
Obligation qu'elle aura assumee relativement ä des in- 
vestissements de ressortissants ou de societes de l’autre 
Partie Contractante sur son territoire. 

Article 8 

(1) Le terme «investissements» comprend toutes les 
categories de biens, notamment, mais non exclusivement: 

a) la propriete de biens meubles et immeubles ainsi que 
tous autres droits reels tels qu'hypotheques, droits de 
gage etc.; 

b) les droits de participation ä des societes et autres 
sortes de participations; 

c) les creances pecuniaires ou celles relatives ä des 
prestations presentant une valeur economique; 

d) les droits d'auteur, droits de propriete industrielle, 
procedes techniques, noms commerciaux et good will; 

e) les concessions de droit public, y compris les conces- 
sions de recherche et d'exploitation. 

Les modifications de la forme sous laquelle des biens 
sont investis n'affecteront pas leur qualite d'investisse- 
ment. 

(2) On entend par « produits » les montants verses ä 
titre de benefice ou d’interet sur des investissements 
pour une periode determinee. 

(3) On entend par « ressortissants » 

a) en ce qui concerne la Republique federale d'Alle- 
magne: 

les Allemands au sens de la Loi fundamentale pour 
la Republique federale d'Allemagne, 

b) en ce qui concerne la Republique Centrafricaine: 

les Centrafricains conformement aux dispositions le- 
gislatives et reglementaires sur la nationalite cen- 
trafricaine. 

(4) On entend par « societes » 

a) en ce qui concerne la Republique federale d'Alle- 
magne: 

toute personne morale ainsi que toute societe de com- 
merce ou autre societe ou association, avec ou sans 
personnalite juridique, ayant son siege sur le terri- 
toire de la Republique federale d'Allemagne et consti- 
tuee legalement en conformite de la legislation, 
independamment de la question de savoir si la res- 
ponsabilite de ses associes, participants ou membres 
est limitee ou illimitee et si son activite a un but 
lucratif ou non; 

b) en ce qui concerne la Republique Centrafricaine: 
toute personne morale, quelle que soit sa forme juri- 
dique, constituee legalement en conformite avec la 
legislation centrafricaine ou contrölee par des res- 
sortissants ou capitaux centrafricains. 
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Artikel 9 

Diesem Vertrag unterliegen auch Kapitalanlagen, die 
Staatsangehörige oder Gesellschaften der einen Vertrags- 
partei in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der 
anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet schon vor 
dem Inkrafttreten dieses Vertrages vorgenommen haben. 
Das Abkommen vom 27. Februar 1953 über deutsche Aus- 
landsschulden bleibt unberührt. 


Artikel 10 

Jede Vertragspartei gewährt die Inländerbehandlung 
im Rahmen dieses Vertrages auf Grund der Tatsache, daß 
die Inländerbehandlung in den gleichen Angelegenheiten 
auch von der anderen Vertragspartei eingeräumt wird. 

Artikel 11 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Vertrages sollen, soweit möglich, durch die Regie- 
rungen der beiden Vertragsparteien beigelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht bei- 
gelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staa- 
tes als Obmann einigen, der von den Regierungen der 
beiden Vertragsparteien zu bestellen ist. Die Mitglieder 
sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann innerhalb 
von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Ver- 
tragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Streitig- 
keit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingehalten, so kann in Ermangelung einer anderen Ver- 
einbarung jede Vertragspartei den Präsidenten des Inter- 
nationalen Gerichtshofes bitten, die erforderlichen Er- 
nennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staats- 
angehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien oder ist 
er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der Vize- 
präsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Vertragsparteien oder ist auch er verhindert, so soll das 
im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofes, das 
nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien besitzt, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei 
trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung 
in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des 
Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden von den 
beiden Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Das 
Schiedsgericht kann eine andere Kostenregelung treffen. 
Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren 
selbst. 


Artikel 12 

Die Bestimmungen dieses Vertrages bleiben auch für 
den Fall von Auseinandersetzungen zwischen den Ver- 
tragsparteien in Kraft, unbeschadet des Rechts zu vor- 
übergehenden Maßnahmen, die auf Grund der allge- 
meinen Regeln des Völkerrechts zulässig sind. Maßnah- 
men solcher Art werden spätestens zum Zeitpunkt der 
tatsächlichen Beendigung der Auseinandersetzung auf- 
gehoben, unabhängig davon, ob die diplomatischen Be- 
ziehungen wiederhergestellt sind. 


Article 9 

Sont egalement soumis aux dispositions du present 
Tratte les investissements que des ressortissants ou des 
societes de l'une des Parties Contractantes ont, en con- 
formite de la legislation de l’autre Partie Contractante, 
effectues sur le territoire de cette demiere des avant 
l'entree en vigueur du present Tratte. Cette disposition 
ne porte pas atteinte ä l'Accord du 27 fevrier 1953 relatif 
aux Dettes exterieures de l'Allemagne. 

Article 10 

Dans le cadre du present Tratte, chaque Partie Con- 
tractante accordera le traitement national, en vertu du 
fait que ce traitement est egalement accorde dans les 
memes matteres par Tautre Partie Contractante. 

Article 11 

(1) Les differends relatifs ä l'interpretation ou ä l'ap- 
plication du present Tratte doivent, si possible, etre 
regles par les Gouvernements des deux Parties Contrac- 
tantes. 

(2) Si un differend ne peut etre regle de cette fa<;on, 
il sera soumis ä un tribunal d'arbitrage sur demande de 
l'une des deux Parties Contractantes. 

(3) Le tribunal d'arbitrage sera constitue ad hoc; 
chaque Partie Contractante nommera un membre et les 
deux membres se mettront d'accord pour choisir comme 
President le ressortissant d'un Etat tiers qui sera nomme 
par les Gouvernements des deux Parties Contractantes. 
Les membres seront nommes dans un delai de deux mois, 
le President dans un delai de troi mois apres que l'une 
des Parties Contractantes aura fait savoir ä l'autre 
quelle desire soumettre le differend ä un tribunal d'ar- 
bitrage. 

(4) Si les delais prevus au paragraphe 3 ne sont pas 
observes et ä defaut d'un autre arrangement, chaque Par- 
tie Contractante pourra prier le President de la Cour 
Internationale de Justice de proceder aux nominations 
necessaires. Au cas oü le President serait ressortissant de 
l'une des deux Parties Contractantes, ou s’il etait empe- 
che pour une autre raison, il incomberait au Vice-Presi- 
dent de proceder aux nominations. Si le Vice-President 
etait, lui aussi, ressortissant de l'une des deux Parties 
Contractantes ou s'il etait egalement empeche, c'est au 
membre de la Cour suivant immediatement dans la hie- 
rarchie et qui n’est pas ressortissant de l'une des Parties 
Contractantes qu'il appartiendrait de proceder aux nomi- 
nations. 

(5) Le tribunal d'arbitrage statue ä la majorite des voix. 
Ses decisions sont obligatoires. Chaque Partie Contrac- 
tante prendra ä sa Charge les frais occasionnes par l'acti- 
vite de l'arbitre qu'elle a nomme ainsi que les frais de sa 
defense dans la procedure devant le tribunal d'arbitrage; 
les frais du President ainsi que les autres frais sont assu- 
mes ä parts egales par les deux Parties Contractantes. Le 
tribunal d'arbitrage peut fixer un autre reglement concer- 
nant les depens. Pour le reste, le tribunal d'arbitrage 
regle lui-meme sa procedure. 

Article 12 

Les dispositions du present Tratte resteront en vigueur 
meme en cas de ronflits qui naitraient entre les Parties 
Contractantes, sans prejudice du droit de prendre des 
mesures provisoires admissibles en vertu des regles gene- 
rales du droit international. Les mesures de ce genre 
seront abrogees au plus tard au moment de la cessation 
effective du conflit, que les relations diplomatiques aient 
ete retablies ou non. 
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Artikel 13 

Dieser Vertrag gilt — mit Ausnahme der Bestimmungen 
der Protokollzifier 7, die sich auf die Luftfahrt beziehen — 
auch für das Land Berlin, sofern nicht die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland gegenüber der Regierung 
der Zentralafrikanischen Republik innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertrages eine gegen- 
teilige Erklärung abgibt. 

Artikel 14 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifika- 
tionsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn aus- 
getauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang 
in Kraft und verlängert sich auf unbegrenzte Zeit, sofern 
er nicht ein Jahr vor seinem Ablauf von einer der beiden 
Vertragsparteien schriftlich gekündigt wird. Nach Ablauf 
von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit gekündigt 
werden, bleibt jedoch nach erfolgter Kündigung nodi ein 
Jahr in Kraft. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens des Vertrages vorgenommen worden 
sind, gelten die Artikel l bis 13 noch für weitere zwanzig 
Jahre vom Tage der Beendigung dieses Vertrages an. 

GESCHEHEN zu Bangui am 23. August 1965 in vier 
Urschriften, zwei in deutscher, zwei in französischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Dr. Sartorius 

Für die Zentralafrikanische Republik 
Dacko 


Article 13 

A l’exception des dispositions du paragraphe 7 du Pro- 
tocole relatives ä la navigation aerienne, le present 
Tratte s'appliquera egalement au Land de Berlin, sauf 
declaration contraire faite par le Gouvernement de la 
Republique föderale d'Allemagne au Gouvernement de la 
Republique Centrafricaine dans les trois mois qui suivront 
l’entree en vigueur du present Tratte. 

Article 14 

(1) Le present Tratte sera ratifie; l’echange des instru- 
ments de ratihcation aura lieu aussi tot que possible ä 
Bonn. 

(2) Le present Tratte entrera en vigueur un mois apres 
l'echange des instruments de ratihcation. II restera en 
vigueur pendant dix ans et sera prolonge pour une duree 
indeterminee ä moins d'etre denonce par ecrit par l'une 
des deux Parties Contractantes un an avant son expira- 
tion. A l’expiration de la periode de dix ans, le Traite 
pourra etre denonce ä tout moment, mais il restera en- 
core en vigueur pendant un an apres sa denonciation. 

(3) Pour les investissements effectues avant la date 
d'expiration du Traite, les articles 1 ä 13 resteront en- 
core applicables pendant vingt ans ä partir de la date 
d'expiration du present Traite. 

FAIT ä Bangui, le 23 aoüt 1965 en quatre exemplaires, 
dont deux en langue allemande et deux en langue fran- 
Caise, chacun des textes faisant egalement foi. 

Pour la Republique föderale d'Allemagne 
Dr. Sartorius 

Pour la Röpublique Centrafricaine 
Dacko 
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Protokoll 


Protocole 


Bei der Unterzeichnung des Vertrages über die Förde- 
rung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Zentral- 
afrikanischen Republik haben die Unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten außerdem folgende Vereinbarungen getroffen, 
die als Bestandteile des Vertrages betrachtet werden 
sollen: 

(1) Zu Artikel 1 

Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften einer Vertragspartei im Anwen- 
dungsbereich ihrer Rechtsordnung von Staatsangehö- 
rigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei 
vorgenommen worden sind, genießen den vollen 
Schutz dieses Vertrages. 

(2) Zu Artikel 2 

a) Als Betätigung im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 
ist insbesondere, aber nicht ausschließlich, die Ver- 
waltung, die Verwendung, der Gebrauch und die 
Nutzung einer Kapitalanlage anzusehen. Als eine 
weniger günstige Behandlung im Sinne des Ar- 
tikels 2 Absatz 2 ist insbesondere anzusehen: Die 
Einschränkung des Bezuges von Roh- und Hilfs- 
stoffen, Energie und Brennstoffen sowie Produk- 
tions- und Betriebsmitteln aller Art, die Behinde- 
rung des Absatzes von Erzeugnissen im In- und 
Ausland sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher 
Auswirkung. Maßnahmen, die aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Volks- 
gesundheit oder Sittlichkeit zu treffen sind, gelten 
nicht als weniger günstige Behandlung im Sinne 
des Artikels 2. 

b) Artikel 2 Absatz 2 findet auf die Einreise, den 
Aufenthalt und die Beschäftigung als Arbeit- 
nehmer keine Anwendung. 

(3) Zu Artikel 3 

Die Bestimmungen des Artikels 3 Absatz 2 gelten auch 
für die Überführung einer Kapitalanlage in öffent- 
liches Eigentum, ihre Unterstellung unter öffentliche 
Aufsicht oder ähnliche Eingriffe der öffentlichen Hand. 
Unter Enteignung ist die Entziehung oder Beschrän- 
kung jedes Vermögensrechts zu verstehen, das allein 
oder mit anderen Rechten zusammen eine Kapital- 
anlage bildet. 

(4) Zu Artikel 4 

Als „Liquidation" im Sinne des Artikels 4 gilt auch 
eine zwecks vollständiger oder teilweiser Aufgabe 
der Kapitalanlage erfolgende Veräußerung. 

(5) Zu Artikel 6 

Als „unverzüglich" durchgeführt im Sinne des Ar- 
tikels 6 Absatz 1 gilt ein Transfer, der innerhalb 
einer Frist erfolgt, die normalerweise zur Beachtung 
der Transferformalitäten erforderlich ist. Die Frist 
beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden 
Ersuchens und darf unter keinen Umständen zwei 
Monate überschreiten. 

(6) Zu Artikel 8 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Falle ihrer 
V/iederanlage auch deren Erträge genießen den 
gleichen Schutz wie die Kapitalanlage. 


Lors de la Signatare du Traite relatif ä l'encourage- 
ment et ä la protection mutuelle des investissements 
de capitaux, conclu entre la Republique föderale d'Alle- 
magne et la Republique Centrafricaine, les Plenipoten- 
tiaires soussignes sont convenus, en outre, des arrange- 
ments suivants qui seront consideres comme formant par- 
tie integrante du Traite: 

(1) Ad article 1« 

Les investissements effectues en conformite de la le- 
gislation de l’une des Parties Contractantes dans le 
champ d'application de son droit par des ressortis- 
sants ou des societes de l'autre. Partie Contractante, 
jouissent de l'entiere protection du present Traite. 


(2) Ad article 2 

a) Seront consideres comme activite au sens du para- 
graphe 2 de l’article 2 notamment, mais pas exclu- 
sivement, l’administration, l’utilisation, l'usage et 
la jouissance d un investissement. Seront conside- 
rees notamment comme « traitement moins favo- 
rable» au sens du paragraphe 2 de l'article 2: toute 
restriction ä l’achat de matieres premieres et de 
matieres auxiliaires, d'energie et de combustibles 
ainsi que de moyens de production et d'exploita- 
tion de tout genre, toute entrave ä la vente de 
produits ä l'interieur du pays et ä l’etranger ainsi 
que toutes autres mesures ayant un effet analo- 
gue. Les mesures prises pour des raisons de secu- 
rite, d’ordre et de sante publics ou de moralite ne 
sont pas considerees comme « traitement moins 
favorable » au sens de l'article 2. 

b) Le paragraphe 2 de l’article 2 ne s'applique pas ä 
l’entree, au sejour et ä l'emploi en qualite de sala- 
rie. 

(3) Ad article 3 

Les dispositions du paragraphe 2 de l'article 3 sont 
egalement applicables au passage d’un investissement 
de Capital en propriete publique, ä sa mise sous con- 
tröle public ou aux interventions analogues des auto- 
rites publiques. On entend par « expropriation » le 
retrait ou la limitation de tout droit de propriete qui, 
seul ou conjointement avec d’autres droits, constitue 
un investissement de capital. 

(4) Ad article 4 

Est egalement consideree comme « liquidation » au 
sens de l’article 4 toute alienation effectuee en vue 
d'un renoncement total ou partiel ä l'investissement. 

(5) Ad article 6 

Est considere comme effectue « sans delai » au sens 
du paragraphe 1 de l’article 6, tout transfert qui a 
lieu dans le delai normalement necessaire ä l’observa- 
tion des formalites de transfert. Le delai commencera 
ä courir ä la date de l’introduction d’une requete y 
relative et ne devra en aucun cas depasser deux mois. 


(6) Ad article 8 

a) Les produits de l’investissement et, en cas de re- 
investissement, les produits de leur reinvestisse- 
ment jouissent de la meme protection que l’inves- 
tissement. 
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b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung 
der Staatsangehörigkeit gilt insbesondere als 
Staatsangehöriger einer Vertragspartei jede Per- 
son, die einen von den zuständigen Behörden der 
betreffenden Vertragspartei ausgestellten natio- 
nalen Reisepaß besitzt. 

(7) Jede Vertragspartei wird Maßnahmen unterlassen, die 
entgegen den Grundsätzen des freien Wettbewerbs 
die Beteiligung der Seeschiffahrt oder Luftfahrt der 
anderen Vertragspartei an der Beförderung von Gü- 
tern, die zur Kapitalanlage im Sinne dieses Vertrages 
bestimmt sind, oder von Personen, wenn die Beför- 
derung im Zusammenhang mit einer solchen Kapital- 
anlage erfolgt, ausschalten oder behindern. Dies gilt 
auch für Güter, die im Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei oder eines dritten Staates mit Mitteln eines 
Unternehmens angesdiafft werden, in dem Vermögens- 
werte im Sinne dieses Vertrages angelegt sind, sowie 
für Personen, wenn die Beförderung im Aufträge eines 
solchen Unternehmens erfolgt. 


GESCHEHEN zu Bangui am 23. August 1965 in vier 
Urschriften, zwei in deutscher, zwei in französischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist. 


b) Sans prejudice d'autres procedes de determination 
de la nationalite, est consideree notamment comme 
ressortissant d une Partie Contractante toute per- 
sonne qui possede un passeport national delivre 
par les autorites competentes de la Partie Con- 
tractante en question. 

(7) Chaque Partie Contractante s'abstiendra de prendre 
des mesures contraires aux principes de la libre con- 
currence et susceptibles d’eliminer ou d’entraver la 
participation de la navigation maritime ou aerienne 
de l'autre Partie Contractante au transport de mar- 
chandises destinees aux investissements de capitaux 
au sens du present Traite, ou de personnes dont le 
transport a lieu en connexion avec de tels investisse- 
ments. Cette disposition s'applique egalement aux 
marchandises acquises sur le territoire d'une Partie 
Contractante ou d’un Etat tiers moyennant des fonds 
d'une entreprise dans laquelle des biens ont ete in- 
vestis au sens du present Traite, ainsi qu'aux person- 
nes dont le transport a lieu pour le compte d’une teile 
entreprise. 

FAIT ä Bangui, le 23 aoüt 1965 en quatre exemplaires, 
dont deux en langue allemande et deux en langue fran- 
caise, chacun des textes faisant egalement foi. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Dr. Sartorius 


Pour la Republique föderale d’Allemagne 
Dr. Sartorius 


Für die Zentralafrikanische Republik 
D a c k o 


Pour la Republique Centrafricaine 
Dacko 
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Briefwedisel 


Präsidialkanzlei der Republik 
Der Präsident 


Presidence de la Republique 
Le President 


Bangui, den 23. August 1965 


Bangui, le 23 aoüt 1965 


Herr Botschafter, 

Unter Bezugnahme auf den heute Unterzeichneten Ver- 
trag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
zentralafrikanischen Republik über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen beehre ich mich. 
Ihnen folgendes mitzuteilen: 

In der Absicht, die Vornahme und Entwicklung von 
Kapitalanlagen deutscher Staatsangehöriger oder Gesell- 
schaften zu erleichtern und zu fördern, wird die Zentral- 
afrikanische Republik deutschen Staatsangehörigen, die 
im Zusammenhang mit Kapitalanlagen deutscher Staats- 
angehöriger oder Gesellschaften in die Zentralafrikanische 
Republik einreisen und sich dort aufhalten und eine Tätig- 
keit als Arbeitnehmer ausüben wollen, die erforderlichen 
Genehmigungen erteilen, soweit nicht Gründe der öffent- 
lichen Ordnung, Sicherheit, Volksgesundheit und Sittlich- 
keit entgegenstehen. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir Ihr Einverständ- 
nis mit Vorstehendem bestätigen würden. 

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner 
ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Dacko 


Monsieur l’Ambassadeur, 

Me referant au Traite signe ce jour entre la Republique 
föderale d'Allemagne et la Republique Centrafricaine 
relatif ä l'encouragement et ä la protection mutuelle des 
investissements de capitaux, j’ai l'honneur de vous faire 
savoir ce qui suit: 

Entendant faciliter les operations et encourager le de- 
veloppement des investissements de capitaux effectues 
par des ressortissants ou des societes allemands, la Repu- 
blique Centrafricaine accordera aux ressortissants alle- 
mands qui, en connexion avec des investissements de 
capitaux effectues par des ressortissants ou des societes 
allemands dans la Republique Centrafricaine, desireraient 
entrer, sejourner et exercer une activite de salarie dans 
la Republique Centrafricaine, les autorisations necessai- 
res, ä moins que des raisons d'ordre, de securite et de 
sante publics ou de moralite ne s'y opposent. 

Je vous serais reconnaissant de bien vouloir me con- 
firmer votre accord sur ce qui precede. 

Veuillez agreer, Excellence, l'expression de ma plus 
haute consideration. 

Dacko 


Seiner Exzellenz 

dem Botschafter der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Heinrich Sartorius 


A son Excellence 
l'Ambassadeur 

de la Republique föderale d'Allemagne 
Monsieur Dr. Heinrich Sartorius 
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Der Botschafter 

der Bundesrepublik Deutschland 

Bangui, den 23. August 1965 


Exzellenz, 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres heutigen Schreibens 
zu bestätigen, das folgenden Wortlaut hat: 

„Unter Bezugnahme auf den heute Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Zentralafrikanischen Republik über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
beehre ich mich. Ihnen folgendes mitzuteilen: 

In der Absicht, die Vornahme und Entwicklung von 
Kapitalanlagen deutscher Staatsangehöriger oder Ge- 
sellschaften zu erleichtern und zu fördern, wird die 
Zentralafrikanische Republik deutschen Staatsangehö- 
rigen, die im Zusammenhang mit Kapitalanlagen deut- 
scher Staatsangehöriger oder Gesellschaften in die 
Zentralafrikanische Republik einreisen und sich dort 
aufhalten und eine Tätigkeit als Arbeitnehmer aus- 
üben wollen, die erforderlichen Genehmigungen erteilen, 
soweit nicht Gründe der öffentlichen Ordnung, Sicher- 
heit, Volksgesundheit und Sittlichkeit entgegenstehen. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir Ihr Einver- 
ständnis mit Vorstehendem bestätigen würden." 

Ich beehre mich. Ihnen mein Einverständnis mit 
Vorstehendem mitzuteilen. 

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner 
ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Dr. Sartorius 


Seiner Exzellenz 
Herrn David Dacko 

Präsident der Zentralafrikanischen Republik 
Bangui 


L' Ambassadeur 
de la 

Republique föderale d’Allemagne 

Bangui, le 23 aoüt 1965 


Excellence, 

J'ai l’honneur d'accuser reception de votre lettre de ce 
jour, redigee comme suit: 

« Me referant au Traite signe ce jour entre la Repu- 
blique föderale d'Allemagne et la Republique Centrafri- 
caine relatif ä l'encouragement et ä la protection mu- 
tuelle des investissements de capitaux, j'ai l'honneur 
de vous faire savoir ce qui suit: 

Entendant faciliter les operations et encourager le 
developpement des investissements de capitaux effec- 
tues par des ressortissants ou des societes allemands, la 
Republique Centrafricaine accordera aux ressortissants 
allemands qui, en connexion avec des investissements 
de capitaux effectues par des ressortissants ou des so- 
cietes allemands dans la Republique Centrafricaine, de- 
sireraient entrer, sejourner et exercer une activite de 
salarie dans la Republique Centrafricaine les autorisa- 
tions necessaires, ä moins que des raisons d’ordre, de 
securite et de sante publics ou de moralite ne s’y oppo- 
sent. 

Je vous serais reconnaissant de bien vouloir me con- 
firmer votre accord sur ce qui precede. » 

J'ai l'honneur de vous confirmer mon accord sur ce qui 
precede. 

Veuillez agreer, Excellence, l'expression de ma plus 
haute consideration. 

Dr. Sartorius 


Son Excellence David Dacko 
President de la Republique Centrafricaine 


Bangui 




Drucksadle V/1128 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Denksdirift 


I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den 
wirtschaftlichen Aufbau der Entwicklungsländer 
durch verschiedene Maßnahmen der öffentlichen 
Hand. Die Bereitstellung öffentlicher Mittel für die- 
sen Zweck aus dem Bundeshaushalt ist naturgemäß 
begrenzt. Deshalb ist die Bundesregierung bestrebt, 
private Kapitalanlagen in Entwicklungsländern zu 
fördern. Zu diesem Zweck gibt sie Kredite, Garan- 
tien und Steuervergünstigungen. Diese Maßnahmen 
dienen gleichzeitig der Anregung des deutschen 
Kapitalexports und sonstigen wirtschaftspolitischen 
Interessen. 

Private Kapitalanlagen in Entwicklungsländern sind 
in besonderem Maße geeignet, zum wirtschaftlichen 
Aufbau dieser Länder und zur Verstärkung ihrer 
außenwirtschaftlichen Beziehungen mit der Bundes- 
republik beizutragen. Investitionen der privaten 
Wirtschaft führen in der Regel neben dem Zufluß 
von Geld oder Sachwerten auch gleichzeitig zur Ver- 
mittlung technischen Wissens und technischer Erfah- 
rung durch geeignete Fachkräfte, die in den Entwick- 
lungsländern besonders wertvolle Arbeit leisten. 
Private Kapitalanlagen haben den Vorzug, daß mit 
dem Kapital auch die unternehmerische Erfahrung 
investiert wird, und daß das unternehmerische 
Risiko der Kapitalanlagen in vollem Umfang vom 
Investor getragen wird. Die Anlage privaten deut- 
schen Kapitals soll durch die Sicherung eines aus- 
reichenden Rechtsschutzes auf der Grundlage eines 
völkerrechtlichen Vertrages besonders gefördert 
werden. Das ist das Ziel des vorliegenden Vertrages. 

Der Vertrag trägt zugleich den Bestimmungen des 
Haushaltsgesetzes Rechnung. Danach können zur 
Absicherung des politischen Risikos bei förderungs- 
würdigen Kapitalanlagen im Ausland Bürgschaften, 
Garantien und sonstige Gewährleistungen zu Lasten 
des Bundes in der Regel dann übernommen werden, 
wenn zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Land, in dem die Kapitalanlage vorgenommen 
wird, eine Vereinbarung über die Behandlung von 
Kapitalanlagen besteht. 

Ebenso wie die mit anderen Entwicklungsländern 
abgeschlossenen Investitionsförderungsverträge ist 
der Vertrag mit der Zentralafrikanischen Republik 
auf der Grundlage der Gegenseitigkeit aufgebaut 
und lehnt sich inhaltlich an die von der Bundes- 
republik Deutschland abgeschlossenen Freund- 
schafts-, Handels- und Schiffahrtsverträge an, soweit 
sie sich mit der Frage der Nichtdiskriminierung auf 
wirtschaftlichem Gebiete und mit dem Vermögens- 
schutz im Falle einer Enteignung befassen. Darüber 
hinaus regelt der Vertrag sonstige Materien, die für 
Kapitalanlagen im Ausland von Bedeutung sind. 

II. Besonderes 

Der Vertrag enthält 14 Artikel; ihm sind ein Proto- 
koll und ein Briefwechsel beigefügt. 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 enthält den allgemeinen Grundsatz, daß 
Kapitalanlagen von Staatsangehörigen und Gesell- 


schaften der einen Vertragspartei durch die andere 
Vertragspartei zugelassen und nach Möglichkeit ge- 
fördert, in jedem Falle aber gerecht und billig be- 
handelt werden. 

Nach Nummer 1 des Protokolls genießen Kapital- 
anlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechts- 
vorschriften einer Vertragspartei im Anwendungs- 
bereich ihrer Rechtsordnung von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei vor- 
genommen worden sind, den vollen Schutz dieses 
Vertrages. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 verbietet, die Kapitalanlagen von Staats- 
angehörigen der anderen Vertragspartei diskrimi- 
nierend zu behandeln und stellt sicher, daß Staats- 
angehörige oder Gesellschaften einer Vertragspartei 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei im 
Zusammenhang mit ihren Kapitalanlagen unter den- 
selben Voraussetzungen tätig werden können wie 
Inländer oder Angehörige dritter Staaten. 

Protokollnummer 2 Buchstabe a führt beispielhaft 
Handlungen und Maßnahmen auf, die unter die Be- 
griffe „Betätigung" und „weniger günstige Behand- 
lung" im Sinne dieses Artikels fallen. 

Protokollnummer 2 Buchstabe b stellt fest, daß das 
Verbot ungleicher Behandlung gemäß Artikel 2 nicht 
auf die Einreise, den Aufenthalt und die Beschäfti- 
gung als Arbeitnehmer anwendbar ist. In dem 
Briefwechsel verpflichtet sich die zentralafrikanische 
Regierung jedoch, die Einreise, den Aufenthalt und 
die Tätigkeit deutscher Staatsangehöriger als Ar- 
beitnehmer im Zusammenhang mit Kapitalanlagen 
zu genehmigen. 

Zu Artikel 3 

Nach Artikel 3 genießen Kapitalanlagen vollen 
Schutz und Sicherheit. Enteignungen sind nur zum 
allgemeinen Wohl und nur gegen wertgleiche Ent- 
schädigung, die tatsächlich verwertbar und frei 
transferierbar sein muß, zulässig. Die Rechtmäßig- 
keit der Enteignung und die Höhe der Entschädi- 
gung müssen in einem ordentlichen Rechtsverfahren 
nachgeprüft werden können. Unter den Begriff der 
Enteignung fallen nach Protokollnummer 3 auch die 
Überführung einer Kapitalanlage in öffentliches 
Eigentum, ihre Unterstellung unter öffentliche Auf- 
sicht und ähnliche Eingriffe der öffentlichen Hand. 

Soweit Kapitalanlagen infolge von Krieg, Revolu- 
tion oder Aufruhr Schaden leiden, genießen die Ge- 
schädigten hinsichtlich etwaiger Rückerstattung oder 
Entschädigung Inländerbehandlung. Die Zahlungen 
sind frei transferierbar. 

Hinsichtlich aller in diesem Artikel geregelten An- 
gelegenheiten gilt Meistbegünstigung. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 gewährleistet den freien Transfer des 
Kapitals, seiner Erträgnisse und, gegebenenfalls, 
des Liquidationserlöses. Als Liquidation gilt nach 
Protokollnummer 4 auch eine zwecks vollständiger 
oder teilweiser Aufgabe der Kapitalanlage erfol- 
gende Veräußerung. 
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Zu Artikel 5 

Diese Bestimmung trägt den besonderen, aus den 
Gewährleistungsbestimmungen der Bundesrepublik 
Deutschland sich ergebenden Erfordernissen Rech- 
nung. Sie setzt die Bundesregierung, wenn sie auf 
Grund einer Gewährleistung für eine in der Zentral- 
afrikanischen Republik vorgenommene Kapital- 
anlage Zahlungen leistet, in die Lage, die auf sie 
übergegangenen Rechte des Kapitalanlegers im Na- 
len der Bundesrepublik Deutschland geltend zu 
lachen. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 legt fest, daß Transferierungen im Rahmen 
dieses Vertrages zu dem Kurs zu erfolgen haben, 
der "nach den Bestimmungen des Internationalen 
Währungsfonds für laufende Geschäfte gilt. Sofern 
im Zeitpunkt der Transferierung ein solcher Um- 
rechnungskurs nicht besteht, z. B. weil eine der bei- 
den Vertragsparteien aüs dem Internationalen Wäh- 
rungsfonds ausgetreten ist» ist der im Verhältnis zum 
jiJS-Dollar, zu einer anderen konvertierbaren Wäh- 
rung oder zum Gold festgelegte Kurs, oder, falls 
auch ein solcher Kurs nicht besteht, ein gerechter 
und billiger Kurs anzuwenden. 

Die Transferierungen müssen unverzüglich vorge- 
nommen werden. Protokollnummer 5 bestimmt die 
unter dem Ausdruck „unverzüglich" zu verstehen- 
den Fristen. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 regelt das Verhältnis der Bestimmungen 
dieses Vertrages zu anderen völkerrechtlichen Ver- 
pflichtungen und innerstaatlichen Rechtsvorschriften; 
diese gehen vor, soweit sie eine günstigere Behand- 
lung der Kapitalanlagen als der vorliegende Ver- 
trag versehen. 

Von besonderer Bedeutung ist Absatz 2, nach dem 
jede Art von Verpflichtuiig, die eine Vertragspartei 
in bezug auf eine den Bestimmungen dieses Ver- 
trages unterliegende Kapitalanlage übernommen 
hat, z. B. im Wege einer Konzession oder einer pri- 
vatrechtlichen Vereinbarung, einzuhalten ist; die 
Verletzung einer solchen Verpflichtung stellt hier- 
nach zugleich eine Verletzung der durch den vorlie- 
genden Vertrag übernommenen völkerrechtlichen 
Verpflichtung dar. 

Zu Artikel 8 

Artikel 8 enthält Definitionen der im Vertrag ver- 
wendeten Ausdrücke „Kapitalanlage", „Erträge", 
„ Staatsangehörige" und „ Gesellschaften" . 

Nach Protokollnummer 6 Buchstabe a sind Erträge 
aus Kapitalanlagen und aus wiederangelegten Er- 
trägen ebenso geschützt wie die Kapitalanlage 
selbst. 

Protokollnummer 6 Buchstabe b stellt, eine Vermu- 
tung für den Besitz der Staatsangehörigkeit auf. 

Zu Artikel 9 _ 

Nach Artikel 9 gelten die Bestimmungen des Ver- 
trages auch für solche Kapitalanlagen, die in Über- 
einstimmung mit den Rechtsvorschriften des An- 
lagelandes schon vor dem Inkrafttreten des Ver- 


trages vorgenommen worden sind. Das Abkommen 
vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslandsschul- 
den bleibt unberührt. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 verhindert, daß Drittstaaten, denen in 
anderen Verträgen eine allgemeine Meistbegünsti- 
gungsklausel eingeräumt worden ist, auf Grund des 
vorliegenden Vertrages die Inländerbehandlung für 
sich in Anspruch nehmen können, obwohl sie selbst 
nicht zur Einräumung der Inländerbehandlung be- 
reit sind. 

Zu Artikel 11 

Falls Meinungsverschiedenheiten über die Aus- 
legung und Anwendung des Vertrages nicht durch 
Regierungskonsultationen beigelegt werden können, 
ist jede Vertragspartei berechtigt, ein zu bildendes 
Schiedsgericht anzurufen. Der Artikel regelt die Bil- 
dung und Zusammensetzung des Schiedsgerichts und 
gibt diesem Gericht das Recht, sein Verfahren selbst 
zu bestimmen. 

Zu Artikel 12 

In Artikel 12 verpflichten sich die Vertragsparteien, 
den Schutz von Kapitalanlagen nach Maßgabe des 
Vertrages auch für den Fall von Auseinandersetzun- 
gen zu gewährleisten. Unberührt bleiben jedoch 
vorübergehende Maßnahmen, dip Grund des 
Völkerrechts zulässig sind. 

Zu Artikel 13 

Der Vertrag enthält die übliche Klausel über die 
völkerrechtliche Einbeziehung des Landes Berlin. 

Zu Artikel 14 

Artikel 14 regelt Inkrafttreten, Dauer und Beendi- 
gung des Vertrages. Die Mindestlaufzeit des Ver- 
trages beträgt zehn Jahre; eine automatische Ver- 
längerung ist vorgesehen. Nach Außerkrafttreten 
des Vertrages genießen die bis zu diesem Zeitpunkt 
vorgenommenen Kapitalanlagen noch für weitere 
zwanzig Jahre den im Vertrag festgelegten Schutz. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll erläutert in sieben Nummern einzelne 
Ausdrücke oder Bestimmungen des Vertrages. Auf 
diese Nummern ist in den Erläuterungen zu Arti- 
kel 2, 3, 4, 6 und 8 hingewiesen worden. 

Nummer 7 enthält die sogenannte Verkehrsklausel, 
eine Bestimmung, die diskriminierende Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Seeschiffahrt und der Luftfahrt 
ausschließt. Dies gilt für die Beförderung von Gü- 
tern, die für eine Kapitalanlage im Sinne dieses 
Vertrages bestimmt sind oder mit Mitteln eines 
Unternehmens im Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei oder eines dritten Staates angeschafft wer- 
den, in dem Kapital im Sinne dieses Vertrages ange- 
legt ist, sowie für die Beförderung von Personen im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 

Zum Briefwedisel 

Zum Vertrag gehört ein Briefwechsel, der unter 
Artikel 2 erläutert worden ist. 
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